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Gesetz

zur Anderung des Thiiringer Brand- und Katastrophenschutzgesetzes
und des Thiiringer Rettungsdienstgesetzes*
Vom 29. Juni 2018

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Thiiringer Brand- und

Katastrophenschutzgesetzes 3.

Das Thiringer Brand- und Katastrophenschutzgesetz in
der Fassung vom 5. Februar 2008 (GVBI. S. 22), zuletzt
geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Juni 2014
(GVBI. S. 159), wird wie folgt gedndert:

1. § 3 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa)Nummer 1 erhalt folgende Fassung:
"1. eine an einer Bedarfs- und Entwicklungs-
planung orientierte und den 6rtlichen Ver-

haltnissen entsprechende Feuerwehr auf-
zustellen, mit den erforderlichen baulichen

Anlagen und Einrichtungen sowie techni- 4.
scher Ausriistung auszustatten und zu un-
terhalten,"

bb)Nummer 5 erhalt folgende Fassung: 5.

"5. die Selbsthilfe der Bevolkerung zu férdern,"

cc) Nach Nummer 5 wird folgende neue Nummer 6
eingeflgt:

"6. die Landkreise bei der Brandschutzerzie-
hung in ihrem Wirkungsbereich zu unter-
stitzen,"

dd) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7.
b) In Absatz 3 wird die Verweisung "§ 6 Abs. 1 Nr. 5

und 6" durch die Verweisung "§ 6 Abs. 1 Nr. 5 bis 7"
ersetzt.

c) In Absatz 4 werden nach dem Wort "Bundesauto-
bahnen" die Worte "und Eisenbahnstrecken" ein-
gefugt.

2. § 6 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 5 wird das Wort "und" durch ein Kom-
ma ersetzt.

b) In Nummer 6 wird der Punkt durch das Wort "und"
ersetzt.

c) Folgende Nummer 7 wird angeflgt:

"7. die Brandschutzerziehung zu férdern."
§ 11 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 3 erhalt folgende Fassung:

"Als Leiter einer Jugendfeuerwehr soll nur tatig
werden, wer die hierflr erforderliche fachliche und
personliche Eignung, beispielsweise aufgrund der
Jugendleiterausbildung oder einer vergleichbaren
Qualifikation, sowie die Befahigung zum Gruppen-
fUhrer besitzt."

b) Folgender Absatz 4 wird angeflgt:

"(4) Gemeinden mit einer Jugendfeuerwehr erhal-
ten je Angehoérigem der Jugendfeuerwehr einen
jahrlichen Pauschalbetrag in Hohe von 25 Euro."

In § 13 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 wird die Angabe
"65. Lebensjahres" durch die Angabe "67. Lebensjah-
res" ersetzt.

§ 14 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 4 werden nach dem Wort "Nachteile"
ein Komma und die Worte "insbesondere im
Arbeits- und Dienstverhaltnis," eingefligt.

bb)In Satz 5 werden nach dem Wort "danach" ein
Komma und die Worte "bei Einsatzen auch fur
die zur Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit
notwendige Zeit," eingefligt.

b) InAbsatz 3 Satz 2 wird nach dem Wort "Feuerwehr-
Unfallkasse" das Wort "Mitte" eingefigt.

c) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

aa)In Satz 1 wird nach dem Wort "Feuerwehr-Un-
fallkasse" das Wort "Mitte" eingefugt.

bb) Es werden folgende Satze angefiigt:

"Bei Gesundheitsschaden, die ehrenamtlichen
Feuerwehrangehdrigen im Rahmen des Feu-
erwehrdienstes entstanden sind oder die sich
verschlimmert haben und fir die kein Entscha-
digungsanspruch nach dem SGB VIl besteht,
kann das Land freiwillige Unterstlutzungsleis-
tungen ohne Rechtsanspruch in Form von Zu-

*  Artikel 1 Nr. 11 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom
4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung

der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 vom 24.7.2012, S. 1)."
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wendungen gewahren. Im Zuwendungsver-
fahren kann die Feuerwehr-Unfallkasse Mitte
von der zustandigen Landesbehérde mit der
Feststellung der Art und Schwere der Gesund-
heitsschaden gegen Kostenerstattung beauf-
tragt werden."

d) Absatz 7 erhalt folgende Fassung:

"(7) Fur den Ersatz von Sachschaden und fir die
Haftung bei schuldhafter Verletzung der Dienst-
pflichten finden nach § 113 des Thuringer Beam-
tengesetzes (ThirBG) vom 12. August 2014 (GVBI.
S. 472) in der jeweils geltenden Fassung § 48 des
Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 46
ThirBG sowie § 74 ThurBG entsprechende An-
wendung."

6. § 15 wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz 4 wird das Wort "ernannt" durch das Wort
"berufen” ersetzt.

b) Dem Absatz 8 wird folgender Satz angeflgt:

"Der gewahlte Vertreter flhrt die Bezeichnung
Stadtfeuerwehrwart."

. § 16 wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird jeweils
das Wort "ernennt" durch das Wort "bestellt" ersetzt.

b) Die Abséatze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

"(3) Der Kreisbrandinspektor muss Beamter in min-
destens der Laufbahn des gehobenen feuerwehr-
technischen Dienstes sein. Die Kreisbrandmeister
sind in der Regel ehrenamtlich tatig und sollen in ein
Ehrenbeamtenverhaltnis berufen werden; sie mis-
sen die erforderlichen Fachkenntnisse besitzen. Die
Kreisbrandinspektoren und Kreisbrandmeister dur-
fen nicht zugleich Ortsbrandmeister sein.

(4) Der Landkreis kann den Kreisbrandinspektor
und die Kreisbrandmeister, soweit diese hauptamt-
lich tatig sind, aus wichtigem Grund von ihrer Funk-
tion entbinden. Daruber hinaus kann der Landkreis
die ehrenamtlichen Kreisbrandmeister aus wichti-
gem Grund abberufen. Die Kreisbrandmeister sind
nach Vollendung des 60. Lebensjahres zu verab-
schieden; § 13 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.”

8. § 17 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Das Landesverwaltungsamt kann gegenuber ge-
werblichen Betrieben oder sonstigen Einrichtungen mit
erhdhter Brand- oder Explosionsgefahr oder anderen
besonderen Gefahren nach Anhdérung anordnen, zur
Verhitung und Bekdmpfung solcher Gefahren eine
Werkfeuerwehr mit haupt- oder nebenberuflichen Ange-

10.

1.

12.

13.

horigen aufzustellen, mit den erforderlichen baulichen
Anlagen und Einrichtungen sowie technischen Ausrus-
tungen auszustatten und zu unterhalten sowie fir die
Aus- und Fortbildung der Angehdrigen der Werkfeuer-
wehr zu sorgen. Die Anordnung ist zurtickzunehmen,
wenn die Voraussetzungen dafiir nicht mehr vorliegen.”

§ 19 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Vorbehaltlich anderer gesetzlicher Bestimmungen
bestehen Rechte und Pflichten der Mitglieder nur ge-
genuber der Hilfsorganisation, der sie angehéren. So-
weit die organisationseigenen Regelungen nichts Ab-
weichendes bestimmen, sind sie den ehrenamtlichen
Feuerwehrangehorigen rechtlich gleichgestellt; die Be-
stimmungen dieses Gesetzes gelten mit Ausnahme des
§ 14 a entsprechend.”

§ 20 Satz 3 erhalt folgende Fassung:

"Fur die Erfullung der Aufgaben nach Satz 1 beschafti-
gen sie hauptamtliche Bedienstete, die mindestens die
Befahigung fur den gehobenen feuerwehrtechnischen
Dienst besitzen missen."

In § 28 Abs. 5 wird die Verweisung "THW-Helferrechts-
gesetz" durch die Verweisung "THW-Gesetz" ersetzt.

§ 29 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) Vorbehaltlich anderer gesetzlicher Bestimmungen
bestehen Rechte und Pflichten der Helfer im Katastro-
phenschutz nur gegentiber der Hilfsorganisation bezie-
hungsweise der anderen privaten Organisation, der sie
angehoren. Soweit die organisationseigenen Regelun-
gen nichts Abweichendes bestimmen, sind sie den eh-
renamtlichen Feuerwehrangehdrigen rechtlich gleich-
gestellt; die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten mit
Ausnahme des § 14 a entsprechend.”

§ 33 wird wie folgt gedndert:
a) Die Abséatze 1 bis 5 erhalten folgende Fassung:

"(1) Die unteren Katastrophenschutzbehérden ha-

ben

1. flr Betriebe, fir die nach Artikel 10 in Verbin-
dung mitArtikel 2 Abs. 1 und Artikel 3 Nr. 1 und 3
der Richtlinie 2012/18/EU des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle
mit geféhrlichen Stoffen, zur Anderung und an-
schliefenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/
EG des Rates (ABI. L 197 vom 24.7.2012, S. 1)
ein Sicherheitsbericht zu erstellen ist, sowie

2. fur Abfallentsorgungseinrichtungen der Kate-
gorie A nach Anhang Ill der Richtlinie 2006/21/
EG des Europaischen Parlaments und des Ra-
tes vom 15. Marz 2006 Uber die Bewirtschaf-
tung von Abfallen aus der mineralgewinnen-
den Industrie und zur Anderung der Richtlinie
2004/35/EG - Erklarung des Europaischen Par-
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laments, des Rates und der Kommission (ABI.
L 102 vom 11.4.2006, S. 15) in der jeweils gel-
tenden Fassung
unter Beteiligung des Betreibers und unter Berlck-
sichtigung des internen Notfallplans des Betreibers
behordliche Alarm- und Gefahrenabwehrplane als
externe Notfallplane fir MalRnahmen auf3erhalb des
Betriebs zu erstellen.

(2) Der externe Notfallplan nach Absatz 1 Nr. 1 ist
innerhalb von zwei Jahren nach Erhalt der erforder-
lichen Informationen vom Betreiber nach Absatz 3
zu erstellen. Die untere Katastrophenschutzbe-
hérde kann aufgrund der Informationen in dem Si-
cherheitsbericht im Einvernehmen mit der fur die
Beurteilung des Sicherheitsberichts zustandigen
Behorde entscheiden, dass sich die Erstellung ei-
nes externen Notfallplans erlbrigt. Die Entschei-
dung ist zu begriinden.

(3) Die externen Notfallplane miissen Angaben ent-

halten tuber

1. Namen oder Stellung der Personen, die zur Ein-
leitung von Notfallmafinahmen oder zur Durch-
fihrung und Koordinierung von Mafinahmen au-
Rerhalb des Betriebsgelandes erméachtigt sind,

2. Vorkehrungen zur Entgegennahme von Frih-
warnungen sowie zur Alarmauslésung und zur
Benachrichtigung der Einsatzkrafte,

3. Vorkehrungen zur Koordinierung der zur Um-
setzung des externen Notfallplans notwendi-
gen Einsatzmittel,

4. Vorkehrungen zur Unterstlitzung von Abhilfe-
malnahmen auf dem Betriebsgelande,

5. Vorkehrungen fir Abhilfemaflnahmen auRer-
halb des Betriebsgelandes, einschliellich Re-
aktionsmafinahmen auf Szenarien schwerer
Unfalle, wie im Sicherheitsbericht beschrieben,
und Berlcksichtigung moglicher Dominoeffek-
te, einschlieRlich solcher, die Auswirkungen auf
die Umwelt haben,

6. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Offent-
lichkeit und aller benachbarten Betriebe oder

b)

a)

b)

(5) Die Entwurfe der externen Notfallplane sowie
wesentliche Plandnderungen sind zur Anhdrung
der Offentlichkeit fiir die Dauer eines Monats bei
den unteren Katastrophenschutzbehdrden zur Ein-
sicht auszulegen. Ort und Dauer der Auslegung sind
mindestens eine Woche vorher 6ffentlich mit dem
Hinweis bekannt zu machen, dass wahrend der
Auslegungsfrist Anregungen vorgebracht werden
kénnen. Die Auslegung erfolgt mit den Funktions-
bezeichnungen der erfassten Personen; sonstige
personenbezogene Daten wie Namen und private
Telefonnummern sind unkenntlich zu machen. Der
Entwurf des externen Notfallplans ist dem Betrei-
ber mindestens eine Woche vor der Bekanntgabe
nach Satz 2 zu GUbermitteln. Auf Antrag des Betrei-
bers sind bisher unveréffentlichte Angaben tiber den
Betrieb unkenntlich zu machen, soweit das Inter-
esse des Betreibers das Interesse der Offentlich-
keit an der Offenbarung Uberwiegt. Das Gleiche gilt,
soweit das Interesse der 6ffentlichen Sicherheit ei-
ner Offenbarung entgegensteht. § 3 Abs. 2 Satz 4
und 5 und § 4a Abs. 3 des Baugesetzbuchs gelten
entsprechend. Bei der Erstellung der externen Not-
fallplane sowie bei wesentlichen Plananderungen
ist das Ergebnis der Beteiligung der Offentlichkeit
angemessen zu berlcksichtigen."

In Absatz 7 Satz 3 wird die Verweisung "Absatz 4"
durch die Verweisung "Absatz 5" ersetzt.

14.8§ 41 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

Nach Nummer 2 wird folgende neue Nummer 3 ein-
gefigt:

"3. unter Berlcksichtigung der 6rtlichen Erforder-
nisse eine dem Stand der Technik entsprechen-
de Feuerwehr-Gebaudefunkanlage in baulichen
Anlagen einzurichten und zu unterhalten,"

Die bisherigen Nummern 3 und 4 werden die Num-
mern 4 und 5.

Betriebsstatten, die nicht unter den Geltungs-
bereich der Richtlinie 2012/18/EU fallen, nach
Artikel 9 der Richtlinie 2012/18/EU Uber den Un-
fall sowie Uber das richtige Verhalten,

7. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Einsatz-
krafte anderer Bundeslander und auslandischer
Staaten bei einem schweren Unfall mit mogli-
chen grenziberschreitenden Folgen.

15.1n § 44 Abs. 4 Satz 1 wird die Verweisung "§ 23 Abs. 1"
durch die Verweisung "§ 23 Abs. 1 und 2" ersetzt.

16.In § 46 wird der Klammerzusatz "(BGBI. S. 18)" durch
den Klammerzusatz "(BGBI. | S. 18)" ersetzt.

17.1n § 50 Abs. 1 Nr. 4 wird die Verweisung "§ 33 Abs. 5"
durch die Verweisung "§ 33 Abs. 4" ersetzt.

(4) Die Betreiber haben die unteren Katastrophen-
schutzbehodrden bei der Erstellung der externen
Notfallplane zu unterstiitzen und ihnen die hier-
fur erforderlichen Informationen zur Verfligung zu
stellen. Die Fristen fiir die Ubermittlung der erfor-
derlichen Informationen bestimmen sich nach den
§§ 10 und 20 der Stoérfall-Verordnung in der Fas-
sung vom 15. Marz 2017 (BGBI. | S. 483) in der je-
weils geltenden Fassung.

18. § 52 wird wie folgt gedndert:

a) Nach Nummer 2 werden folgende neue Nummern 3
und 4 eingeflugt:

"3. informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2
Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 des
Grundgesetzes, Artikel 6 Abs. 2 der Verfassung
des Freistaats Thiringen),
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4. Unverletzlichkeit des Fernmelde- und Kommu-
nikationsgeheimnisses (Artikel 10 Abs. 1 des
Grundgesetzes, Artikel 7 Abs. 1 der Verfassung
des Freistaats Thuringen),"

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 5 werden die Num-
mern 5 bis 7.

19.§ 54 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a) Nummer 3 wird aufgehoben.
b) Nummer 6 erhalt folgende Fassung:

"6. die Anerkennung und Anordnung von Werkfeu-
erwehren, die Aufgaben, die Aufstellung und
den Einsatz, die Aus- und Fortbildung, die per-
sonelle und technische Ausstattung der Werk-
feuerwehren, die Zusammenarbeit mit den Ge-
meindefeuerwehren sowie die Durchfiihrung der
Uberpriifung der Werkfeuerwehren,"

20. Die §§ 55 und 56 erhalten folgende Fassung:

II§ 55
Zustandigkeiten

(1) Das fir den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und
den Katastrophenschutz zustandige Ministerium ist
befugt, Zustandigkeiten des Landes nach diesem Ge-
setz durch Verwaltungsvorschrift auf das Landesver-
waltungsamt zu Ubertragen.

(2) Die Zustandigkeit anderer Stellen auf dem Gebiet
des Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe bleibt
unberihrt.

§ 56
Ubergangsbestimmungen

(1) Abweichend von § 16 Abs. 3 Satz 1 findet fir die

Kreisbrandinspektoren, die am Tag vor dem Inkrafttre-

ten des Gesetzes zur Anderung des Thiiringer Brand-

und Katastrophenschutzgesetzes und des Thiringer

Rettungsdienstgesetzes als Kreisbrandinspektoren be-

stellt waren und wenn

1. diese Bestellung bis zum Ablauf des 29. Dezem-
ber 2006 erfolgt ist, § 16 Abs. 3 Satz 1 und 3 in der
am 29. Dezember 2006 geltenden Fassung wei-
ter Anwendung,

2. diese Bestellung nach dem 29. Dezember 2006 er-
folgt ist, § 16 Abs. 3 Satz 1 und 2 in der am Tag vor
dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Anderung des
Thuringer Brand- und Katastrophenschutzgesetzes
und des Thuringer Rettungsdienstgesetzes gelten-
den Fassung weiter Anwendung.

(2) Abweichend von § 16 Abs. 3 Satz 3 dirfen Kreis-
brandmeister, die am Tag vor dem Inkrafttreten des
Gesetzes zur Anderung des Thiiringer Brand- und Ka-
tastrophenschutzgesetzes und des Thuringer Rettungs-
dienstgesetzes als Kreisbrandmeister bestellt waren,
zugleich Ortsbrandmeister bleiben.

(3) Abweichend von § 20 Satz 3 gilt fir Beschéaftig-
te, deren Dienstverhaltnis bis zum Ablauf des 29. De-
zember 2006 begriindet wurde, § 33 Abs. 6 in der am
29. Dezember 2006 geltenden Fassung."

21. Die Inhaltstibersicht wird den vorstehenden Anderun-

gen angepasst.

Artikel 2

Anderung des Thiiringer Rettungsdienstgesetzes

Das Thuringer Rettungsdienstgesetz vom 16. Juli 2008
(GVBI. S. 233), zuletzt geandert durch Artikel 10 des Ge-
setzes vom 6. Juni 2018 (GVBI. S. 229), wird wie folgt ge-
andert:

1.

In § 2 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte "wenn Ausgangs-
oder Zielort der Beforderung nicht im Geltungsbereich
dieses Gesetzes liegen" durch die Worte "wenn der
Ausgangsort der Beférderung nicht im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes liegt" ersetzt.

§ 4 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Der Rettungsdienst fihrt die Notfallrettung und den
Krankentransport durch; er wird in Form des bodenge-
bundenen Rettungsdienstes einschliellich der Berg-
und Wasserrettung sowie der Luftrettung erbracht."

Nach § 5 Abs. 1 wird folgender Absatz 1 a eingeflugt:

"(1 a) Die Kassenarztliche Vereinigung Thiringen ist
Aufgabentrager fur die Sicherstellung der notarztlichen
Versorgung im bodengebundenen Rettungsdienst."

In § 6 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe "18. Au-
gust 2009 (GVBI. S. 699)" durch die Angabe "1. De-
zember 2014 (GVBI. S. 685)" ersetzt.

§ 7 wird wie folgt geéndert:

a) InAbsatz 1 Satz 3 werden die Worte "dieses Sicher-
stellungsauftrags" durch die Worte "dieser Aufga-
be" ersetzt.

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 7 angefugt:

"Sie ist berechtigt, zur Vermeidung von Dienstplan-
licken in ausreichendem Umfang selbst Notarzte
anzustellen.”

c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort "Ab-
schluss” die Worte "oder die Anderung" eingefiigt.

In § 13 Satz 2 werden die Worte "die notfallmedizini-
sche Weiterbildung des nichtarztlichen Personals zu
Uberwachen" durch die Worte "weisungsberechtigt
die notfallmedizinische Fortbildung des nichtarztlichen
Rettungspersonals zu iberwachen und ist fur die stan-
dardmaRige Vorgabe und Uberpriifung arztlicher Be-
handlungsmaRnahmen einschlieRlich der Medikamen-
tengabe verantwortlich" ersetzt.
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7. Nach § 16 wird folgender § 16 a eingefligt:

"§ 16 a
Durchfiihrung von heilkundlichen Malinahmen
im Notfalleinsatz

(1) Notfallsanitater handeln nicht rechtswidrig, wenn sie
bei der eigenverantwortlichen Durchfiihrung von MaR-
nahmen im Notfalleinsatz im Sinne des § 4 Abs. 2 Nr. 1
Buchst. ¢ NotSanG bis zum Eintreffen des Notarztes
oder bis zu dem Beginn einer weiteren arztlichen Ver-
sorgung die Heilkunde ausliben. Sie haben gegentiber
dem Arztlichen Leiter Rettungsdienst regelmé&Rig nach-
zuweisen, dass sie die in der Ausbildung erlernten,
auch invasiven MaRnahmen weiterhin beherrschen.

(2) Neben der Durchfiihrung der in Absatz 1 Satz 1
genannten MaRnahmen gehdrt es insbesondere auch
zu den Aufgaben der Notfallsanitater, im Rahmen der
Mitwirkung nach individueller Delegation durch den
Arztlichen Leiter Rettungsdienst eigenstandig heil-
kundliche MaRnahmen im Sinne des § 4 Abs. 2 Nr. 2
Buchst. ¢ NotSanG durchzufiihren. Die Arztlichen Lei-
ter Rettungsdienst stellen fir die an die Notfallsanita-
ter zu delegierenden arztlichen Behandlungsmalinah-
men einschlieRlich der Medikamentengabe einheitliche
standardmaRige Vorgaben sowie Verfahrensregelun-
gen zur regelméaRigen Uberpriifung sicher. Sie orien-
tieren sich bei der Erarbeitung und Aktualisierung der
standardmaRigen Vorgaben an den von der Landes-
arztekammer Thiringen auf der Grundlage des aktu-
ellen wissenschaftlichen Fachstandards veroffentlich-
ten Empfehlungen. Der Arztliche Leiter Rettungsdienst
kann im Einzelfall nach einer Uberpriifung die Delega-
tion nach Satz 1 ganz oder teilweise zuriicknehmen,
wenn die fachliche oder personliche Eignung des Not-
fallsanitaters nicht mehr gegeben ist."

. § 18 wird wie folgt geandert:

a) Der Uberschrift werden ein Komma und die Worte
"Kosten fur Qualifizierung des nichtérztlichen Ret-
tungspersonals" angefugt.

b) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen.
c) Es wird folgender Absatz 3 angefugt:

"(3) Die Kosten fiir die bedarfsgerechte Ausbildung
zu Notfallsanitatern sowie fur die weitere Ausbildung
von Rettungsassistenten zu Notfallsanitatern ein-
schlieRlich der Kosten fiir die staatlichen Priifungen
und Erganzungsprifungen sind mit Ausnahme der
Kosten flr den Unterricht an 6ffentlichen Schulen
als Kosten des Rettungsdienstes von den Kosten-
tragern zu tragen. Daruber hinaus sind die Kosten
fir die bedarfsgerechte Ausbildung und Priifung von
Rettungssanitatern sowie fir die Weiter- und Fort-
bildung des nichtarztlichen Rettungspersonals, ins-
besondere auch fiir erforderliche zusatzliche Fort-
bildungen nach § 13 Satz 2 sowie fir Schulungen
von Notfallsanitatern zur Durchfiihrung heilkundli-

cher MalRnahmen nach § 16 a, als Kosten des Ret-
tungsdienstes von den Kostentragern zu tragen."

9. § 20 wird wie folgt geadndert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)Nach dem Wort "zustande" werden die Worte
"und wird das Benutzungsentgelt nicht durch
eine Schiedsstelle nach § 21 a Abs. 1 Satz 3
festgesetzt" eingefligt.

bb)In Nummer 1 wird nach dem Wort "Kommu-
nalabgabengesetzes" der Klammerzusatz
"(ThirKAG)" eingefuigt.

b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gedndert:

Nach dem Wort "Leitstelle" werden ein Komma und
die Worte "die Kosten fiir die Arztlichen Leiter Ret-
tungsdienst" eingefligt und die Worte "Kosten des
Einsatzes des Leitenden Notarztes und des Organi-
satorischen Leiters im Fall des § 17" werden durch
die Worte "Kosten flr die Vorhaltung von Leitenden
Notéarzten und Organisatorischen Leitern fur Falle
des § 17 und die Kosten fiir deren Einsatz" ersetzt.

10. Nach § 20 wird folgender § 20 a eingefugt:

"§20 a
Benutzungsentgelte fur die Berg- und Wasserrettung,
Rechtsstellung der ehrenamtlichen Helfer

(1) Die Benutzungsentgelte fur die rettungsdienstlichen
Leistungen der Berg- und Wasserrettung werden zwi-
schen den Aufgabentragern nach § 5 Abs. 1 und/oder
den Durchfihrenden der Berg- und Wasserrettung ei-
nerseits und den Kostentragern und ihren Verbanden
andererseits vereinbart. § 20 Abs. 2 Satz 1 und 2 gilt
entsprechend. Zuweisungen und Zuschusse des Lan-
des, des Bundes oder anderer o6ffentlich-rechtlicher
Trager sind bei der Kalkulation der Benutzungsentgel-
te kostenmindernd zu bertcksichtigen.

(2) Hinsichtlich der Rechtsstellung der ehrenamtlichen
Helfer der Berg- und Wasserrettung gilt § 14 Abs. 1
und 2 des Thuringer Brand- und Katastrophenschutzge-
setzes (ThurBKG) in der Fassung vom 5. Februar 2008
(GVBI. S. 22), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 29. Juni 2018 (GVBI. S. 317), in der jeweils
geltenden Fassung entsprechend. Der Aufgabentra-
ger nach § 5 Abs. 1 erstattet entsprechend § 14 Abs. 2
Satze 2 bis 5 ThirBKG auf Antrag das fortgezahlte Ar-
beitsentgelt an private Arbeitgeber beziehungsweise er-
setzt den Verdienstausfall der ehrenamtlichen Helfer
der Berg- und Wasserrettung, die beruflich selbstan-
dig oder freiberuflich tatig sind."

11. § 21 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort "Ver-
waltungskosten" die Worte "und Versicherungskos-
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12.

13.

14.

ten" eingefligt sowie die Angabe "§ 7 Abs. 2 Satz 1"
durch die Angabe "§ 7 Abs. 2 Satz 1 und 7" ersetzt.

b) InAbsatz 2 Satz 3 wird die Angabe "des Thuringer
Kommunalabgabengesetzes in der Fassung vom
19. September 2000 (GVBI. S. 301) in der jeweils
geltenden Fassung" durch die Angabe "ThurKAG"
ersetzt."

Nach § 21 wird folgender § 21 a eingefugt:

"§21a
Schiedsstelle

(1) Bei Streitigkeiten Uber die Hohe der nach den §§ 20,
20 a oder 21 zu vereinbarenden Benutzungsentgel-
te kann auf Antrag eines Verhandlungspartners eine
Schiedsstelle angerufen werden. Die Schiedsstelle
versucht, eine Einigung herbeizufiihren. Kommt kei-
ne Einigung zustande, setzt die Schiedsstelle die Kos-
ten des Rettungsdienstes und das Benutzungsentgelt
spatestens einen Monat nach der Anrufung fest. Ge-
gen die Entscheidung ist der Verwaltungsrechtsweg
gegeben. Ein Vorverfahren findet nicht statt. Eine An-
fechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung. Die
Schiedsstelle ist Beteiligter im Sinne des § 61 Nr. 3
Verwaltungsgerichtsordnung; sie wird durch den Vor-
sitzenden vertreten.

(2) Die Schiedsstelle wird vom Landesverwaltungs-
amt gebildet und setzt sich aus zwei Vertretern des
Aufgabentragers und/oder der Durchfihrenden und
zwei Vertretern der Kostentrager sowie einem einver-
nehmlich bestimmten unparteiischen Vorsitzenden zu-
sammen. Kommt eine Einigung Uber den Vorsitzen-
den nicht zustande, wird dieser vom Prasidenten des
Landesverwaltungsamtes bestimmt. Jedes Mitglied
der Schiedsstelle hat eine Stimme. Die Entscheidung
der Schiedsstelle wird mit der Mehrheit der Mitglieder
getroffen; ergibt sich keine Mehrheit, gibt die Stim-
me des Vorsitzenden den Ausschlag. Die Kosten der
Schiedsstelle werden von den am Schiedsstellenver-
fahren beteiligten Verhandlungspartnern zu gleichen
Teilen getragen. Die Schiedsstelle gibt sich eine Ge-
schaftsordnung, die der Genehmigung des Landesver-
waltungsamtes bedarf."

In § 22 Abs. 1 wird die Angabe "§§ 20 und 21 verein-

barten Benutzungsentgelte" durch die Angabe "§§ 20,

20 aund 21 vereinbarten beziehungsweise nach § 21a

Abs. 1 Satz 3 festgesetzten Benutzungsentgelte" er-

setzt.

§ 32 wird wie folgt gedndert:

a) Die Uberschrift erhlt folgende Fassung:
"Ermachtigungen”

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefugt:

"In der Rechtsverordnung nach Satz 1 kénnen zum
Zwecke der Qualitatssicherung und -steigerung ins-

15.

16.

17

besondere die Verpflichtung zur funktionsspezifi-
schen Weiter- und Fortbildung des nichtarztlichen
Rettungspersonals einschliellich des Leitstellen-
personals sowie Ziel, Inhalt und Umfang der jewei-
ligen Weiter- und Fortbildungen geregelt werden."

c) Folgender Absatz 3 wird angeflgt:

"(3) Das fur das Rettungswesen zustandige Minis-
terium ist befugt, Zustandigkeiten des Landes nach
diesem Gesetz durch Verwaltungsvorschrift auf das
Landesverwaltungsamt zu ubertragen."

Dem § 34 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefuigt:

"Zum Zwecke der Evaluierung der Regelung in Satz 1
berichtet das fir das Rettungswesen zustandige Mi-
nisterium dem zusténdigen Ausschuss des Thuringer
Landtags bis zum 31. Marz 2021 Gber den Stand der
Ausbildung von Notfallsanitatern in Thiiringen und der
Nachqualifizierung von Rettungsassistenten zu Not-
fallsanitatern.”

In § 36 wird der Klammerzusatz "(Artikel 6 Abs. 2 der
Verfassung des Freistaats Thiringen)" durch den Klam-
merzusatz "(Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1
Abs. 1 des Grundgesetzes, Artikel 6 Abs. 2 der Verfas-
sung des Freistaats Thiringen)" ersetzt.

. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

Artikel 3
Anderung der Thiiringer Verordnung iiber
Kosten-Leistungs-Nachweise im Rettungsdienst

Die Thuringer Verordnung uber Kosten-Leistungs-Nach-
weise im Rettungsdienst vom 8. April 2010 (GVBI. S. 144),
geandert durch Artikel 4 der Verordnung vom 9. Dezember

20

1.

12 (GVBI. S. 481), wird wie folgt geadndert:
§ 1 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach der Nummer 2 das Wort
"sowie" und folgende Nummer 3 eingefiigt:

"3. vom Aufgabentrager des bodengebundenen
Rettungsdienstes und von den beauftragten
Durchfiihrenden der Berg- und Wasserrettung
nach dem Formblatt der Anlage 3"

b) Es wird folgender Absatz 3 angefugt:

"(3) Die Kosten nach § 18 Abs. 3 Satz 1 ThurRettG

sind als Kosten des Rettungsdienstes bei der Er-

stellung der Kosten-Leistungs-Nachweise wie folgt
zu bertcksichtigen:

1. Die Kosten flr die praktische Ausbildung und
weitere Ausbildung im geeigneten Kranken-
haus stellt das Krankenhaus dem Trager der
staatlich anerkannten Schule, mit der es eine
Kooperationsvereinbarung abgeschlossen hat,
in Rechnung.
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2.a)Die staatlich anerkannte Schule in freier Tra- gelte fur die rettungsdienstlichen Leistungen der
gerschaft stellt die ihr unter Abzug staatlicher Berg- und Wasserrettung nach § 20 a ThirRettG"
Finanzhilfen verbleibenden Kosten fiir den the- angefugt.
oretischen und praktischen Unterricht sowie die
Kosten fir die staatliche Prifung und Ergan- b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe "§ 20 Abs. 1
zungsprifung nach § 32 Abs. 2 Satz 1,2 und 4 Satz 1 ThirRettG" durch die Angabe "§ 20 Abs. 1
Notfallsanitatergesetz zusammen mit den Kos- Satz 1 und § 20 a Abs. 1 Satz 1 ThirRettG" ersetzt.
ten nach Nummer 1 dem jeweiligen Durchfih-
renden beziehungsweise im Falle des Absat- 3. InderAnlage 1 zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 wird in der ersten
zes 2 dem kommunalen Aufgabentrager des Tabelle nach Nummer 1.6 folgende Nummer 1.7 an-
bodengebundenen Rettungsdienstes in Rech- gefugt:
nung.

b) Der Trager der staatlich anerkannten o&ffentli- "1.7 Arztlicher Leiter Rettungsdienst"

chen Schule stellt lediglich die Kosten fir die
staatliche Prifung und Erganzungsprifung 4. Die Anlage 2 zu § 1 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 wird wie
nach § 32 Abs. 2 Satz 1, 2 und 4 Notfallsani- folgt geandert:
tatergesetz zusammen mit den Kosten nach
Nummer 1 dem jeweiligen Durchfiihrenden be- a) In der ersten Tabelle werden nach dem Wort "Ret-
ziehungsweise im Falle des Absatzes 2 dem tungsdienstbereichsplan" in der nichsten Zeile die
kommunalen Aufgabentrager des bodenge- Worte "davon Notfallsanitater" eingefiigt.

bundenen Rettungsdienstes in Rechnung.

3. Der Durchfiihrende beziehungsweise im Falle
des Absatzes 2 der kommunale Aufgabentrager
des bodengebundenen Rettungsdienstes be-
rucksichtigt die ihm entstehenden Kosten, ins-
besondere fiir die praktische Ausbildung und
weitere Ausbildung in der genehmigten Lehrret-
tungswache, sowie die ihm nach Nummer 2 in
Rechnung gestellten Kosten im Formblatt der
Anlage 2."

b) Die Tabelle zu Nummer 3 wird wie folgt geandert:

aa)Nach Nummer 3.6 werden folgende neue Num-
mern 3.7 und 3.8 eingefugt:

"3.7einheitliche elektronische Einsatzdoku-
mentation

3.8 MalRnahmen zur Implementierung und An-
wendung von Qualitdtsmanagementsys-

2. § 2 wird wie folgt geéndert: temen"

a) In Absatz 1 werden nach der Angabe "§ 20 Abs. 2

Die bisherige N .7 wird N 9.
ThurRettG" die Worte "sowie der Benutzungsent- bb)Die bisherige Nummer 3.7 wird Nummer 3.9
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5. Die Tabelle zu Nummer 7 erhalt folgende Fassung:

"Kostenart

Vorjahr

laufendes
Jahr

Kalkulation
fiir kiinftigen
Vertrags-
zeitraum

7 Kosten fiir Aus-, Weiter- und Fortbildung
des nichtarztlichen Rettungspersonals

7.1 Ausbildung von Notfallsanitatern

7.1.1 theoretischer und praktischer Unterricht an
staatlich anerkannter Schule (mit Ausnah-
me der Kosten fur Unterricht an 6ffentlichen
Schulen) einschlieBlich staatliche Prifung

7.1.2 praktische Ausbildung in genehmigter Lehr-
rettungswache

7.1.3 praktische Ausbildung in geeignetem Kran-
kenhaus

7.2  weitere Ausbildung von Rettungsassistenten
zu Notfallsanitatern

7.2.1 theoretischer und praktischer Unterricht an
staatlich anerkannter Schule (mit Ausnah-
me der Kosten fur Unterricht an offentlichen
Schulen)

7.2.2 praktische Ausbildung in genehmigter Lehr-
rettungswache

7.2.3 praktische Ausbildung in geeignetem Kran-
kenhaus

7.2.4 Personalersatz wahrend der weiteren Ausbil-
dung, Reise- und Ubernachtungskosten

7.3 Vorbereitung auf die staatliche Prifung oder
Erganzungsprifung zum Notfallsanitater
nach § 32 Abs. 2 Satz 1 oder 4 Notfallsanita-
tergesetz

7.4  staatliche Ergdnzungsprifung zum Notfallsa-
nitater nach § 32 Abs. 2 Satze 1 und 2 Not-
fallsanitatergesetz

7.5 staatliche Prifung zum Notfallsanitater nach
§ 32 Abs. 2 Satz 4 Notfallsanitatergesetz

7.6 Ausbildung und Prifung von Rettungssa-
nitatern einschliellich notwendiger Fuhrer-
scheinerweiterungen

7.7 spezielle Weiterbildung, insbesondere auch
zum Praxisanleiter, Organisatorischen Leiter
und Leitstellendisponenten

7.8 rettungsdienstspezifische Fortbildung

7.8.1 jahrliche funktionsspezifische Fortbildung
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"Kostenart

Vorjahr

laufendes
Jahr

Kalkulation
fiir kiinftigen
Vertrags-
zeitraum

7.8.2 zuséatzliche Fortbildungen, insbesondere not-
fallmedizinische Fortbildungen nach § 13
Satz 2 ThirRettG sowie Schulungen der
Notfallsanitater zur Durchfiihrung heilkundli-
cher Mallnahmen nach § 16a ThirRettG

Summe Kosten fiir Aus-, Weiter- und Fortbil-
dung des nichtéarztlichen Rettungspersonals”

. Im Blatt "Personalkosten" werden vor dem Wort "Ret-

tungsassistent" die Worte "Notfallsanitater - NotSan;"
eingeflgt.

. Nach Anlage 2 wird folgende Anlage 3 angefugt:

"Anlage 3
(zu § 1 Abs. 1 Nr. 3)

Kosten-Leistungs-Nachweis fiir die Aufgabentrager und Durchfiihrenden der

Berg- und Wasserrettung

Aufgabentrager:

Durchfiihrender:

Stand:

Bergrettung ja/nein

Wasserrettung

ja/nein

Art und Anzahl der Berg- und Wasserrettungsfahrzeuge gemaf Rettungsdienstbereichsplan

Bergrettung Wasserrettung
Art Anzahl Art Anzahl
Kalkulation
. laufendes | fiir kiinftigen
Kostenart Vorjahr Jahr Vertragszeit-
raum

1 Fahrzeugkosten

1.1 Kraftstoffe

1.2 Bereifung, Zubehor
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Kalkulation
. laufendes fiir kiinftigen
Kostenart Vorjahr Jahr Vertragszeit-
raum
1.3 Reparatur/Wartung
1.4 Versicherung
1.5 Abschreibung
1.6 allgemeine Fahrzeugkosten
Summe Fahrzeugkosten
Kalkulation
. laufendes | fiir kiinftigen
Kostenart Vorjahr Jahr Vertragszeit-
raum
2 Kosten fiir Technik und Material gemaR Rettungsdienstbereichsplan
2.1 Wartung und Instandhaltung
2.2 Abschreibung von Einsatztechnik einschlief3-
lich Funk
2.3 medizinisches Verbrauchsmaterial
2.4 Beschaffung von personlicher Schutzausriis-
tung (PSA)
2.5 Reinigung und Instandhaltung von PSA
2.6 andere Aufwendungen
Summe Technik- und Materialkosten
Kalkulation
. laufendes fiir kiinftigen
Kostenart Vorjahr Jahr Vertragszeit-
raum

3 Kosten fiir die Berg- und Wasserrettungsstationen gemaf
Rettungsdienstbereichsplan

3.1 Abschreibung von Gebauden und fliegenden

Bauten
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Kalkulation
. laufendes fiir kiinftigen
Kostenart Vorjahr Jahr Vertragszeit-
raum
3.2 Mieten/Pacht
3.3 Abschreibung der Einrichtung
3.4 Nebenkosten
3.5 Instandhaltung
3.6 Verbrauchsguter
Summe Kosten fiir Berg- und
Wasserrettungsstationen
Kalkulation
. laufendes | fiir kiinftigen
Kostenart Vorjahr Jahr Vertragszeit-
raum
4 Personalkosten
4.1 Aus-, Weiter- und Fortbildung
4.2 Erstattung des fortgezahlten Arbeitsentgelts an
private Arbeitgeber/Ersatz des Verdienstausfalls
der ehrenamtlichen Helfer, die beruflich selbstan-
dig oder freiberuflich tatig sind
Summe Personalkosten
Kalkulation
Gesamtsumme Kosten Vorjahr laufendes | - fur kunftlgclen
Jahr Vertragszeit-

raum

Bestatigung des Aufgabentragers und des Durchfiihrenden:

Hiermit wird die Richtigkeit der im Kosten-Leistungs-Nachweis gemachten Angaben bestatigt.

Datum, Stempel, Unterschrift des

Aufgabentragers

Datum, Stempel, Unterschrift des

Durchfthrenden"
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Artikel 4
Inkrafttreten

(1) Artikel 1 und 2 treten am Tage nach der Verkiindung
in Kraft.

(2) Artikel 3 tritt zwei Tage nach der Verkiindung in Kraft.

Erfurt, den 29. Juni 2018
Der Prasident des Landtags
Carius

Thiiringer Verordnung
zur Durchfiihrung der Weiter- und Fortbildungen
des nichtarztlichen Rettungspersonals
Vom 11. Juni 2018

Inhaltsiibersicht

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

Ziele der Verordnung

Weiter- und Fortbildungspflicht
Voraussetzungen fur die Zulassung zu den Wei-
terbildungen

Anmeldung und Zulassung

Verkurzte Weiterbildung

Unterbrechungen der Weiterbildung

Nachweise

Abschlusspriifung

Fihren der Weiterbildungsbezeichnung
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Zweiter Abschnitt
Anerkennung von Weiterbildungsstatten

10 Grundsatze

11 Personelle Anforderungen

12 Raumliche und sachliche Voraussetzungen
13 Inhaltliche Anforderungen

wn W W W

Dritter Abschnitt
Weiterbildung zum Praxisanleiter
Lehrrettungswache

14 Ziel der Weiterbildung
15 Inhalt, Dauer und Gliederung der Weiterbildung
16 Abschluss der Weiterbildung
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Vierter Abschnitt
Weiterbildung zum Organisatorischen Leiter

17  Ziel der Weiterbildung
18 Inhalt, Dauer und Gliederung der Weiterbildung
19  Abschluss der Weiterbildung
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Filinfter Abschnitt
Weiterbildung zum Leitstellendisponenten

§ 20 Ziel der Weiterbildung
§ 21 Inhalt, Dauer und Gliederung der Weiterbildung
§ 22 Abschluss der Weiterbildung

Sechster Abschnitt
Fortbildung des nichtéarztlichen Rettungspersonals
einschlieBlich des Leitstellenpersonals

23  Ziel der Fortbildung

24  Umfang der Fortbildung

25  Anbieter von Fortbildungen

26  Pflichten in den Rettungsdienstbereichen
27  Nachweis der Fortbildung
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Siebenter Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

28  Ubergangsbestimmungen
29 Zustandige Behorde

30 Gleichstellungsbestimmung
31 Inkrafttreten
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Aufgrund des § 7 des Thiringer Gesetzes Uber die Wei-
terbildung in den Fachberufen des Gesundheits- und So-
zialwesens vom 11. Februar 2003 (GVBI. S. 104), zuletzt
geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 2. Juli 2016
(GVBI. S. 229), und des § 32 Abs. 2 des Thiringer Ret-
tungsdienstgesetzes (ThurRettG) vom 16. Juli 2008 (GVBI.
S. 233), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
29. Juni 2018 (GVBI. S. 317), verordnet das Ministerium
fr Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie im
Einvernehmen mit dem fiir das Rettungswesen zustandi-
gen Ministerium:



Nr. 8 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 26. Juli 2018 329

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§1

Ziele der Verordnung

(1) Diese Verordnung regelt die Weiterbildungen zum

1. Praxisanleiter Lehrrettungswache,

2. Organisatorischen Leiter und

3. Leitstellendisponenten.

Es werden insbesondere jeweils die Zulassung, die erfor-
derlichen Zulassungsvoraussetzungen sowie der Inhalt,
die Gliederung, die Dauer und die Ausgestaltung der Wei-
terbildungslehrgange, die Art und der Umfang des theore-
tischen und praktischen Unterrichts und der berufsprakti-
schen Anteile der Weiterbildung sowie die Durchfiihrung
der Prifungen und die Mindestanforderungen an die Wei-
terbildungsstatten nach § 3 Abs. 1 des Thiringer Geset-
zes Uber die Weiterbildung in den Fachberufen des Ge-
sundheits- und Sozialwesens festgelegt.

(2) Diese Verordnung regelt die Fortbildung des nichtarzt-
lichen Rettungspersonals einschlieRlich des Leitstellen-
personals, insbesondere die Voraussetzungen fiur eine
qualitdtsgerechte Durchfihrung der Fortbildung in den
Rettungsdienstbereichen.

§2
Weiter- und Fortbildungspflicht

(1) Das nichtarztliche Rettungspersonal ist verpflichtet, sich
vor der erstmaligen Bestellung zum Praxisanleiter Lehr-
rettungswache, Organisatorischen Leiter oder Leitstellen-
disponenten nach den jeweiligen Bestimmungen dieser
Verordnung weiterzubilden. Das nichtarztliche Rettungs-
personal, das bereits vor Inkrafttreten dieser Verordnung
die Funktion eines Lehrrettungsassistenten beziehungs-
weise Praxisanleiters Lehrrettungswache, Organisatori-
schen Leiters oder Leitstellendisponenten wahrgenommen
hat, ist von der Weiterbildungspflicht nach den jeweili-
gen Bestimmungen dieser Verordnung nicht erfasst. § 3
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. ¢ der Ausbildungs- und Pru-
fungsverordnung flir Notfallsanitaterinnen und Notfallsa-
nitater (NotSan-APrV) vom 16. Dezember 2013 (BGBI. |
S. 4280) in der jeweils geltenden Fassung bleibt fir Lehr-
rettungsassistenten beziehungsweise Praxisanleiter Lehr-
rettungswache unberuhrt.

(2) Das nichtarztliche Rettungspersonal einschlieRlich des
Leitstellenpersonals ist verpflichtet, sich jahrlich funktions-
spezifisch fortzubilden.

§3
Voraussetzungen fir die Zulassung zu
den Weiterbildungen

(1) Zur Weiterbildung zum Praxisanleiter Lehrrettungswa-
che darf zugelassen werden, wer Uber die Erlaubnis zum
Fihren der Berufsbezeichnung "Notfallsanitaterin" oder
"Notfallsanitater" nach § 1 des Notfallsanitatergesetzes
(NotSanG) vom 22. Mai 2013 (BGBI. | S. 1348) in der je-

weils geltenden Fassung und Uber eine Berufserfahrung
als Notfallsanitater von mindestens zwei Jahren verflgt.
Bis zum 31. Dezember 2020 darf auch zugelassen wer-
den, wer nach § 30 NotSanG zur Weiterfiihrung der Be-
rufsbezeichnung "Rettungsassistentin” oder "Rettungsas-
sistent" berechtigt ist und entsprechend § 3 Abs. 1 Satz 4
NotSan-APrV Uber eine zweijahrige Berufserfahrung als
Rettungsassistent verfligt.

(2) Zur Weiterbildung zum Organisatorischen Leiter darf zu-
gelassen werden, wer Uber die Erlaubnis zum Fuhren der
Berufsbezeichnung "Notfallsanitaterin" oder "Notfallsanita-
ter" nach § 1 NotSanG verfuigt oder nach § 30 NotSanG zur
Weiterfihrung der Berufsbezeichnung "Rettungsassisten-
tin" oder "Rettungsassistent" berechtigt ist und Uber eine
mindestens dreijahrige Tatigkeit im Rettungsdienst verfiigt.

(3) Zur Weiterbildung zum Leitstellendisponenten darf zu-
gelassen werden, wer Uber die Erlaubnis zum Fuhren der
Berufsbezeichnung "Notfallsanitaterin” oder "Notfallsani-
tater" nach § 1 NotSanG und Uber eine Tatigkeit als Not-
fallsanitater von mindestens drei Jahren verfugt. Bis zum
31. Dezember 2022 darf auch zugelassen werden, wer
nach § 30 NotSanG zur Weiterfihrung der Berufsbezeich-
nung "Rettungsassistentin” oder "Rettungsassistent" be-
rechtigt ist und Uber eine mindestens dreijahrige Tatigkeit
im Rettungsdienst verfugt.

(4) Zur Weiterbildung zum Leitstellendisponenten darf fer-
ner zugelassen werden, wer Uber eine Befahigung fir den
mittleren feuerwehrtechnischen Dienst nach der Thiringer
Feuerwehr-Laufbahn-, Ausbildungs- und Priifungsordnung
(ThirFWLAPO) vom 20. Dezember 2016 (GVBI. 2017 S. 2)
in der jeweils geltenden Fassung verfligt.

§4

Anmeldung und Zulassung

(1) Der schriftliche Antrag auf Zulassung zur Weiterbildung
ist an die Leitung einer staatlich anerkannten Weiterbil-
dungsstatte, die die Weiterbildung durchfiihrt, zu richten.
Dem Antrag sind die Nachweise Uber das Vorliegen der in
§ 3 benannten Zulassungsvoraussetzungen beizufiigen.

(2) Uber die Zulassung zur Weiterbildung entscheidet die
Leitung der Weiterbildungsstatte. Das Ergebnis ist dem
Bewerber schriftlich mitzuteilen.

(3) Kann eine Weiterbildungsstatte in einen Lehrgang nicht
alle Bewerber aufnehmen, findet fiir alle Bewerber, die die
Zulassungsvoraussetzungen nach § 3 erfiillen, ein Aus-
wabhlverfahren statt.

(4) In dem Auswahlverfahren sind die Platze nach folgen-

der Rangfolge zu vergeben:

1. hochstens die Hélfte der Platze an Bewerber, denen
der Arbeitgeber oder Dienstherr ein dringendes betrieb-
liches Interesse an der Weiterbildung bescheinigt,

2. die Ubrigen Platze an Bewerber, fiir die die Ablehnung
eine aulRergewodhnliche Harte darstellen wirde, und

3. soweit dann noch Platze vorhanden sind, nach der Rei-
henfolge des Eingangs der Zulassungsantrage.
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Eine auRergewdhnliche Harte liegt dann vor, wenn in der
eigenen Person liegende besondere soziale oder familia-
re Griinde die sofortige Aufnahme der Weiterbildung zwin-
gend erfordern.

(5) Die Leitung der Weiterbildungsstatte informiert die zu-
standige Behorde Uber die Durchfiihrung und das Ergeb-
nis eines Auswahlverfahrens nach Absatz 4.

§5
Verkurzte Weiterbildung

(1) Auf Antrag kdnnen bereits absolvierte Weiterbildungs-

abschnitte (Module) nach den Anlagen 4 bis 6 im Umfang

ihrer Gleichwertigkeit auf die Dauer der Weiterbildung an-

gerechnet werden, wenn

1. diese dem Weiterbildungsziel entsprechen,

2. diese an staatlich anerkannten Weiterbildungsstatten
mit Erfolg nachweislich absolviert wurden,

3. die Absolvierung der jeweiligen Module nicht Ianger als
finf Jahre zurtckliegt und

4. die Weiterbildungsinhalte in der beruflichen Tatigkeit
kontinuierlich angewendet wurden.

(2) Uber den Antrag nach Absatz 1 entscheidet die zu-
sténdige Behorde.

§6

Unterbrechungen der Weiterbildung

(1) Fehlstunden bis zu héchstens 10 vom Hundert der Ge-
samtstundenzahl kénnen in begrindeten Fallen zugelas-
sen werden, wenn sie den ordnungsgemafen Ablauf des
Lehrganges und das Erreichen des Lehrgangszieles nicht
gefahrden. Die Entscheidung dartber trifft die Leitung der
Weiterbildungsstatte.

(2) Auf Antrag kann der Vorsitzende des Prifungsaus-
schusses nach § 5 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des Thuringer Ge-
setzes uber die Weiterbildung in den Fachberufen des
Gesundheits- und Sozialwesens weitere Fehlstunden zu-
lassen, soweit eine besondere Harte vorliegt und das Wei-
terbildungsziel nicht gefahrdet wird.

(3) Fehlstunden, die nicht nach den Absatzen 1 oder 2
zugelassen waren, verlangern die theoretische und die
praktische Weiterbildung entsprechend. Die gesamte
Weiterbildung soll jedoch in der Regel einschlieflich der
Unterbrechungen den Zeitraum von drei Jahren nicht tber-
schreiten.

§7

Nachweise

(1) Die Module nach den Anlagen 4 bis 6 schlie3en mit ei-
nem Leistungsnachweis ab. Die Art des Leistungsnachwei-
ses legt die Weiterbildungsstatte fest. Der Leistungsnach-
weis hat fur alle Teilnehmer eines Moduls in einheitlicher
Form zu erfolgen. Er kann in schriftlicher Form als Auf-
sichtsarbeit mit einer Dauer von mindestens 45 Minuten,
als Hausarbeit im Umfang von etwa zehn Seiten andert-
halbzeilig ohne Anlagen, als praktische Prifung mit einem
Reflexionsgesprach mit einer Dauer von mindestens 60

Minuten oder als mundliche Prifung mit einer Dauer von
mindestens 20 Minuten gefiihrt werden.

(2) Der ubergreifende Leistungsnachweis zu mehreren in
der Weiterbildungsstatte absolvierten Modulen ist moglich.
Der zeitliche Umfang @ndert sich entsprechend.

(3) Die Leistungsnachweise kénnen einmal wiederholt wer-
den. Uber den Zeitpunkt und den Inhalt entscheidet die Lei-
tung der Weiterbildungsstatte. Die Wiederholung erfolgt
innerhalb von drei Monaten nach Ablegen des zu wieder-
holenden Nachweises.

(4) Die erfolgreiche Absolvierung der Module wird durch
eine Bescheinigung der Weiterbildungsstatte nach dem
Muster der Anlage 1 bestatigt.

§8
Abschlussprifung

(1) Der Prifungsausschuss nach § 5 Abs. 2 des Thuringer
Gesetzes Uber die Weiterbildung in den Fachberufen des
Gesundheits- und Sozialwesens wird an der staatlich an-
erkannten Weiterbildungsstatte von der zustandigen Be-
horde bestellt. Fir jedes Mitglied des Prifungsausschus-
ses ist ein stellvertretendes Mitglied zu benennen. Ist die
Person fir die Vertretung des Vorsitzenden des Prifungs-
ausschusses an der Wahrnehmung ihrer Aufgaben gehin-
dert, kann die zustandige Behorde in Schriftform entschei-
den, dass ein Vertreter der Weiterbildungsstatte, in der
Regel der Leiter der Weiterbildungsstatte, den Vorsitz fir
die laufende Priifung Gbernimmt. Der Prifungsausschuss
darf die Abschlussprifung in diesem Fall auch ohne Mit-
wirkung eines behdrdlichen Vertreters abnehmen. Neben
den Mitgliedern des Priifungsausschusses kann auf Antrag
ein Vertreter des zustandigen Aufgabentragers des Ret-
tungsdienstes als Zuhorer an der Abschlusspriifung der
Weiterbildung zum Organisatorischen Leiter beziehungs-
weise Leitstellendisponenten teilnehmen.

(2) Die Zulassung zur Prifung wird auf Antrag durch den
Vorsitzenden des Priifungsausschusses vorbehaltlich der
Vorlage der Bescheinigungen nach Anlage 1 uber die
regelmaRige und erfolgreiche Teilnahme an den Lehrver-
anstaltungen und den erforderlichen Praktika erteilt. Ein
Rucktritt von der Prifung kann nur nach § 5 Abs. 6 des
Gesetzes Uber die Weiterbildung in den Fachberufen des
Gesundheits- und Sozialwesens erfolgen.

(3) Uber die Priifung ist eine Niederschrift zu fertigen, in die

1. der Name des Priflings,

2. die Namen der Mitglieder des Priifungsausschusses,

3. das Datum, der Ort und die Art der Priifung,

4. der Prifungsgegenstand,

5. der Ablauf, die Ergebnisse der Prifung und etwa vor-

kommende UnregelmaRigkeiten,

das Votum des Priifungsausschusses und

7. im Fall des Nichtbestehens der Prifung die Griinde
hierfur

aufzunehmen sind. Die Niederschrift ist von den Mitglie-

dern des Prifungsausschusses zu unterzeichnen.

o
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(4) In der Abschlussprifung ist das Erreichen des Weiter-
bildungszieles nachzuweisen. Die Abschlusspriifung ist be-
standen, wenn die Leistung des Priiflings trotz Mangeln
im Ganzen noch den Anforderungen genigt. Uber die Be-
wertung der Priifungsleistung entscheiden die Mitglieder
des Priifungsausschusses gemeinsam. Ergeht das Votum
des Priifungsausschusses nicht einheitlich, ist das Votum
des Vorsitzenden des Prifungsausschusses maRgeblich.

(5) Im Fall des Nichtbestehens kann die Priifung auf An-
trag einmal wiederholt werden. Besteht die Prifung aus
mehreren Teilen, genugt die Wiederholung der nicht be-
standenen Priifungsteile. Die Wiederholungsprifung soll
innerhalb von sechs Monaten nach Feststellung des Nicht-
bestehens der Abschlusspriifung durchgefiihrt werden. Das
Datum der Wiederholungsprifung ist von dem Prifungs-
ausschuss festzulegen und mit der Bekanntgabe des Pri-
fungsergebnisses einschliellich der Anmeldefrist fur die
Wiederholungsprifung mitzuteilen. Bei Nichtbestehen der
Wiederholungspriifung kann eine erneute Zulassung zur
Abschlussprifung nur erfolgen, wenn die gesamte Weiter-
bildung erneut durchlaufen wurde.

(6) Uber das Bestehen der Abschlusspriifung nach § 5
Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Gesetzes Uber die Weiter-
bildung in den Fachberufen des Gesundheits- und Sozi-
alwesens wird nach der Entscheidung des Prifungsaus-
schusses durch dessen Vorsitzenden ein Zeugnis nach
dem Muster der Anlage 2 erteilt.

§9

FUhren der Weiterbildungsbezeichnung

Liegen die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 2 Satz 2 des
Gesetzes Uber die Weiterbildung in den Fachberufen des
Gesundheits- und Sozialwesens fir die Erteilung der Er-
laubnis zum Fuhren einer Weiterbildungsbezeichnung nach
dem Dritten bis Flinften Abschnitt vor, stellt die zustandige
Behorde auf Antrag die Erlaubnisurkunde nach dem Mus-
ter der Anlage 3 aus.

Zweiter Abschnitt
Anerkennung von Weiterbildungsstatten

§10
Grundsatze

(1) Weiterbildungsstatten bedurfen der Anerkennung durch
die zustandige Behorde. Die Anerkennung wird auf Antrag
erteilt, wenn die Voraussetzungen nach § 3 des Thuringer
Gesetzes Uber die Weiterbildung in den Fachberufen des
Gesundheits- und Sozialwesens und nach den §§ 11 bis
13 vorliegen. Bei der Anerkennung der Weiterbildungs-
statten fir die Weiterbildung zum Organisatorischen Lei-
ter und zum Leitstellendisponenten ist das Benehmen mit
dem firr das Rettungswesen sowie den Brand- und Ka-
tastrophenschutz zustédndigen Ministerium herzustellen.
Die Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule als
Ausbildungsbehorde nach § 7 Abs. 1 ThirFwLAPO ist an-
erkannte Weiterbildungsstatte nach dieser Verordnung.

(2) Weiterbildungsstatten mit mehreren Standorten kon-
nen als Verbund anerkannt werden, wenn die jeweiligen

Bedingungen zur Durchfiihrung der Weiterbildung stand-
ortbezogen erflllt sind.

§ 11

Personelle Anforderungen

(1) Die Leitung der Weiterbildungsstatte ist nach § 3 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 des Gesetzes Uber die Weiterbildung in den
Fachberufen des Gesundheits- und Sozialwesens von
mindestens einer Person mit abgeschlossener rettungs-
dienstrelevanter oder padagogischer Fachhochschul-
oder Hochschulausbildung sicherzustellen. Die in Satz 1
genannte Person muss tatige Lehrkraft in der Weiterbil-
dungsstatte sein.

(2) Die fachliche Leitung der Weiterbildung ist im Kollegi-
um von einem Arzt, der Uber die Zusatzbezeichnung "Not-
fallmedizin" der Landesarztekammer Thiringen oder eine
vergleichbare, von der Landesarztekammer Thiringen an-
erkannte Qualifikation und eine abgeschlossene Facharzt-
weiterbildung mit Bezug zur Intensivmedizin (Anasthesie,
Chirurgie, Innere Medizin oder Padiatrie) sowie iber eine
mindestens zweijahrige und regelmaRige Einsatzerfahrung
im Rettungsdienst verfiigt, wahrzunehmen.

(3) Die Weiterbildungsstatte muss nach § 3 Abs. 1 Satz 2
Nr. 2 des Thuringer Gesetzes Uber die Weiterbildung in
den Fachberufen des Gesundheits- und Sozialwesens Uber
die zur Durchfiihrung einer geordneten Weiterbildung er-
forderliche Anzahl an fachlich und padagogisch geeigne-
ten Lehrkraften verfigen.

(4) Alle an der Weiterbildungsstatte tatigen Lehrkrafte ha-
ben sich jahrlich vorrangig in ihrem Lehrgebiet fortzubil-
den und dies dem Leiter der Weiterbildungsstatte nach-
zuweisen.

(5) Jeder Wechsel der Leitung und des Lehrpersonals der
Weiterbildungsstatte ist der fir die Anerkennung zustandi-
gen Behorde unverziglich anzuzeigen.

§12
Raumliche und sachliche Voraussetzungen

(1) Die Weiterbildungsstatte hat liber eine ausreichende
Zahl von geeigneten Radumen mit den erforderlichen Ein-
richtungen sowie Raumen fur Unterrichtsmittel und Sani-
tareinrichtungen zu verfigen.

(2) Dem Weiterbildungszweck entsprechend sind geeig-
nete Medien und Lehrmaterialien sowie Arbeitshilfen und
Ubungsmaterialien in an die Teilnehmerzahl angepasstem
Umfang vorzuhalten.

§13
Inhaltliche Anforderungen

(1) Die Weiterbildungsstatte hat der zustandigen Behor-
de den Weiterbildungsplan fir den theoretischen und den
praktischen Teil der Weiterbildung sowie den Weiterbil-
dungsplan der an den Zielen und Inhalten der Weiterbil-
dung orientierten Praktika und Ubungen nachzuweisen.
Diese sind kontinuierlich zu evaluieren und bedarfsge-
maR zu aktualisieren.
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(2) Die Weiterbildung ist fir jede spezielle Weiterbildungs-
richtung nach denin den Anlagen 4 bis 6 aufgefiihrten The-
menbereichen der Module zu planen.

(3) Die praktische Weiterbildung ist mit geeigneten Ein-
richtungen des Gesundheits- oder Sozialwesens vertrag-
lich sicherzustellen. Die Weiterbildungsstatte begleitet die
praktische Weiterbildung.

Dritter Abschnitt
Weiterbildung zum Praxisanleiter
Lehrrettungswache

§ 14
Ziel der Weiterbildung

Die Weiterbildung soll dazu befahigen, die Aufgaben der
Praxisanleitung in der Lehrrettungswache fur die praktische
Ausbildung zum Notfallsanitater nach § 3 Abs. 2 NotSan-
APrV wahrzunehmen, und die zur Erfullung dieser Aufga-
ben erforderlichen theoretischen Kenntnisse sowie prak-
tischen Fahigkeiten und Fertigkeiten vermitteln.

§15
Inhalt, Dauer und Gliederung der Weiterbildung

Die Weiterbildung umfasst nach § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
Buchst. ¢ NotSan-APrV eine berufspadagogische Zusatz-
qualifikation von mindestens 200 Stunden, in denen inner-
halb von zwei Jahren entsprechend den in Anlage 4 auf-
gefiihrten Modulen praxis- und teilnehmerorientiert die fur
die Praxisanleitung erforderlichen theoretischen Kenntnis-
se sowie praktischen Fahigkeiten und Fertigkeiten zu ver-
mitteln sind.

§ 16
Abschluss der Weiterbildung

Die Weiterbildung schlieRt mit einer praktischen Prifung
von einer Dauer von 90 bis 120 Minuten, die eine vollstan-
dige Anleitungssituation wiedergeben soll, und einem sich
anschlieRenden mindestens 30-minutigen Kolloquium ab.
In der Prifung sind die zur Erfillung der Aufgaben des
Praxisanleiters Lehrrettungswache erforderlichen theo-
retischen Kenntnisse sowie praktischen Fahigkeiten und
Fertigkeiten nach § 3 Abs. 2 NotSan-APrV nachzuweisen.

Vierter Abschnitt
Weiterbildung zum Organisatorischen Leiter

§ 17
Ziel der Weiterbildung

(1) Die Weiterbildung soll dazu befahigen, zur Sicherstel-
lung der rettungsdienstlichen Versorgung bei gréReren Not-
fallereignissen nach § 17 Abs. 1 und 3 ThurRettG die or-
ganisatorischen Fuhrungs- und Koordinierungsaufgaben
wahrzunehmen, und die zur Erfillung dieser Aufgaben er-
forderlichen theoretischen Kenntnisse sowie praktischen
Fahigkeiten und Fertigkeiten vermitteln.

(2) Die Weiterbildung soll insbesondere dazu befahigen,

1. den rettungsdienstlichen Einsatzabschnitt mit dem Lei-
tenden Notarzt zu fiihren, zu koordinieren und zu tber-
wachen,

2. die allgemeine, taktische und eigene Lage im rettungs-
dienstlichen Einsatzabschnitt beurteilen zu konnen, um
die erforderlichen organisatorischen MaRnahmen zu
veranlassen,

3. die einsatztaktische Entscheidung zum Aufbau eines
Behandlungsplatzes beziehungsweise strukturierter
Patientenablagen mit dem Leitenden Notarzt zu tref-
fen,

4. Standorte der rettungsdienstlichen Versorgung festzu-
legen,

5. eine klar strukturierte und eindeutige Kommunikation
zum Einsatzleiter, zum Leitenden Notarzt, zu den Un-
tereinsatzabschnitten sowie zur Zentralen Leitstelle zu
beherrschen,

6. geeignetes Personal und Material sowie geeignete
Transportkapazitaten zweckbezogen anzufordern,

7. die Beteiligten der Einsatz- und Einsatzabschnittslei-
tung fachlich zu beraten und zu unterstitzen,

8. anfallende zeitkritische Aufgaben nach ihrer Prioritat
abzuarbeiten und an die Rettungskrafte zu delegieren,

9. den fach- und zeitgerechten Patiententransport in die
geeigneten Behandlungseinrichtungen zu koordinie-
ren und

10. das rettungsdienstliche Einsatzgeschehen sachgerecht
zu dokumentieren.

§18
Inhalt, Dauer und Gliederung der Weiterbildung

Die Weiterbildung umfasst innerhalb eines Jahres mindes-
tens 120 Stunden theoretischen und praktischen Unterricht
und Ubungen. In den in Anlage 5 aufgefiihrten Modulen
werden praxis- und teilnehmerorientiert die fur die organi-
satorische Leitung erforderlichen theoretischen Kenntnisse
sowie praktischen Fahigkeiten und Fertigkeiten vermittelt.

§19
Abschluss der Weiterbildung

Die Weiterbildung schlief3t mit einer schriftlichen Prifung
mit einer Dauer von 90 bis 120 Minuten und einem Plan-
spiel ab. In der Prifung sind die zur Erflllung der Aufga-
ben des Organisatorischen Leiters erforderlichen theo-
retischen Kenntnisse sowie praktischen Fahigkeiten und
Fertigkeiten entsprechend § 17 nachzuweisen.

Flinfter Abschnitt
Weiterbildung zum Leitstellendisponenten

§20
Ziel der Weiterbildung

(1) Die Weiterbildung soll dazu befahigen, die Aufgaben
eines Disponenten in einer Zentralen Leitstelle nach § 14
Abs. 2 ThirRettG wahrzunehmen, und die zur Erflllung
dieser Aufgaben erforderlichen theoretischen Kenntnisse
sowie praktischen Fahigkeiten und Fertigkeiten vermitteln.
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(2) Die Weiterbildung soll insbesondere dazu befahigen,

1. Notrufe, insbesondere den europaweiten Notruf 112
und den automatischen Notruf eCall, entgegenzuneh-
men,

2. eine der Situation angemessene, beruhigende und ziel-
orientierte Gesprachsfiihrung mit dem Anrufer zu be-
herrschen,

3. unter Zeitdruck kritische und komplexe Situationen zu
erfassen, zielorientiert zu handeln und sachgerecht ers-
te Mallnahmen zu veranlassen sowie gegebenenfalls
Einsatze an die zutreffende Versorgungsebene zu ver-
mitteln,

4. die Alarmierung der zustandigen Einsatzkrafte des
Rettungsdienstes, des Brandschutzes sowie des Ka-
tastrophenschutzes nach MaRlgabe der betreffenden
Rechtsvorschriften fiir den Rettungsdienst sowie fiir
den Brand- und Katastrophenschutz und der 6rtlichen
Alarm- und Ausriickordnung durchzufihren,

5. Einsatze unter optimaler Auslastung der beteiligten Ein-
satzfahrzeuge und des dazugehdrigen Personals or-
ganisatorisch abzuwickeln,

6. alle Rettungsmittel zur Primar- und Sekundarversor-
gung indikationsgerecht und zentral zu lenken,

7. den Anrufer in SofortmalRnahmen bei lebensbedrohli-
chen Zustanden anleiten zu konnen,

8. Einsatzkrafte, insbesondere die Einsatzleitung, durch
Informationsbeschaffung und Informationstibermittiung
zu unterstitzen,

9. den Funkverkehr zu kontrollieren und zu Uberwachen,

10. Funkgruppen im BOS-Digitalfunk zu organisieren und
zuzuweisen sowie die Notrufe im BOS-Digitalfunk zu
bearbeiten und

11. das Einsatzgeschehen zu dokumentieren.

§ 21
Inhalt, Dauer und Gliederung der Weiterbildung

Die Weiterbildung umfasst innerhalb eines Jahres min-
destens 370 beziehungsweise 265 Stunden theoretischen
und praktischen Unterricht und Ubungen nach den in An-
lage 6 aufgefihrten Modulen und ein zehntagiges Leit-
stellenpraktikum.

§ 22
Abschluss der Weiterbildung

Die Weiterbildung schlief3t mit einer schriftlichen Prifung
mit einer Dauer von 90 bis 120 Minuten und einem min-
destens 30-minitigen Kolloquium ab. In der Priifung sind
die zur Erfillung der Aufgaben des Leitstellendisponenten
nach § 14 Abs. 2 ThirRettG erforderlichen theoretischen
Kenntnisse sowie praktischen Fahigkeiten und Fertigkei-
ten nachzuweisen.

Sechster Abschnitt
Fortbildung des nichtéarztlichen Rettungspersonals
einschlieBlich des Leitstellenpersonals

§23
Ziel der Fortbildung

Die kontinuierliche Fortbildung des nichtarztlichen Ret-
tungspersonals einschlief3lich des Leitstellenpersonals soll

die stetige Aktualisierung der funktionsbezogenen Kennt-
nisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten sowie Kompetenzen
gewahrleisten. Sie ist somit ein wichtiger Bestandteil der
Qualitatssicherung.

§24
Umfang der Fortbildung

(1) Der Umfang der jahrlichen Fortbildung flr das nichtarzt-
liche Rettungspersonal einschlief3lich des Leitstellenper-
sonals betragt mindestens 30 Stunden. Besteht dartber
hinaus nachweislich weiterer Fortbildungsbedarf, insbe-
sondere in Vorbereitung auf Malnahmen nach § 4 Abs. 2
Nr. 1 Buchst. c und Nr. 2 Buchst. c NotSanG in Verbindung
mit § 16 a ThirRettG, so hat der Aufgabentrager des Ret-
tungsdienstes gemeinsam mit dem Arztlichen Leiter Ret-
tungsdienst und den Durchfihrenden diesen Bedarf mit
den Kostentragern zu erdrtern und mit den Kostentragern
weitere Maflnahmen zu vereinbaren.

(2) Bei Bedarf kann die jahrliche Fortbildungszeit von min-
destens 30 Stunden nach Absatz 1 Satz 1 von Rettungsas-
sistenten zur Vorbereitung auf die staatliche Erganzungs-
prifung nach § 32 Abs. 2 NotSanG genutzt werden.

(3) Uber den in Absatz 1 fiir Leitstellendisponenten gere-
gelten funktionsspezifischen Fortbildungsumfang hinaus
sollen die Disponenten in den Zentralen Leitstellen jahr-
lich mindestens 40 Stunden in den Bereichen Notfallret-
tung und Brandschutz des zustandigen Leitstellenberei-
ches hospitieren.

(4) Notfallsanitater und Rettungsassistenten, die auch als
Praxisanleiter Lehrrettungswache tatig sind, sollen sich
zudem jahrlich 16 Stunden in diesen Funktionsbereichen
fortbilden.

(5) Notfallsanitater und Rettungsassistenten, die auch
als Organisatorische Leiter bestellt sind, sollen sich zu-
dem jahrlich 16 Stunden in diesen Funktionsbereichen
fortbilden.

(6) Funktionsspezifische Fortbildungen nach Absatz 1 kon-
nen bei Wahrnehmung mehrerer Funktionen in einer Per-
son auf Fortbildungsverpflichtungen nach den Absatzen 3
bis 5 angerechnet werden. Uber das Anrechnungsverfah-
ren entscheidet der Aufgabentrager des Rettungsdiens-
tes im Benehmen mit dem zustindigen Arztlichen Leiter
Rettungsdienst.

(7) Fortbildungen und Hospitationen nach den Absatzen 1
bis 4 werden in der regelmafigen Arbeitszeit absolviert.

§ 25
Anbieter von Fortbildungen

Fir die Fortbildung qualifiziert sind staatlich anerkannte
Weiterbildungsstatten, staatlich anerkannte Schulen und
genehmigte Lehrrettungswachen nach § 6 Abs. 1 NotSanG
sowie Krankenhduser, die am Rettungsdienst mitwirken.
§ 10 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. Weiterhin kdnnen
Fortbildungsveranstaltungen nach Maf3gabe und in Verant-
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wortung des Arztlichen Leiters Rettungsdienst im eigenen
Rettungsdienstbereich durchgefiihrt werden.

§ 26
Pflichten in den Rettungsdienstbereichen

(1) Zur Sicherstellung einer qualitatsgerechten Fortbil-
dung im Rettungsdienstbereich sorgt der Aufgabentrager
des Rettungsdienstes gemeinsam mit dem Arztlichen Lei-
ter Rettungsdienst und den Durchfiihrenden fur die Erstel-
lung des jahrlichen Fortbildungsplans.

(2) Die Arztlichen Leiter Rettungsdienst sind verpflichtet,
in ihrem Rettungsdienstbereich die Einhaltung und Umset-
zung des Fortbildungsplans zu Uberwachen.

(3) Die Gewabhrleistung von Freistellungen fir die Teilnah-
me an Fortbildungsmafinahmen nach § 24 Abs. 7 und die
Kostentragerschaft richten sich nach den dienst- und ar-
beitsrechtlichen Regelungen oder sind in Einzelvereinba-
rungen festzulegen.

§ 27
Nachweis der Fortbildung

Die Teilnahme an der Fortbildung ist dem Arbeitgeber und
dem Arztlichen Leiter Rettungsdienst nachzuweisen. Eine
Kopie ist der Personalakte beizufligen.

Siebenter Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§28
Ubergangsbestimmungen

(1) Vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung absolvierte
oder begonnene Weiterbildungen werden nach § 9 ganz
oder teilweise anerkannt, soweit die zustandige Behdrde

diese oder Teile von dieser als gleichwertig nach dieser
Verordnung anerkennt.

(2) Eine bei Inkrafttreten dieser Verordnung nach § 3 Abs. 1
oder § 10 Abs. 2 des Thiringer Gesetzes Uber die Weiter-
bildung in den Fachberufen des Gesundheits- und Sozi-
alwesens anerkannte Weiterbildungsstéatte hat die in den
§§ 11 bis 13 geregelten Anforderungen innerhalb eines
Zeitraums von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung zu erfillen.

§29
Zustandige Behdrde

Zustandige Behorde ist nach § 9 des Thiringer Geset-
zes Uber die Weiterbildung in den Fachberufen des Ge-
sundheits- und Sozialwesens das Landesverwaltungsamt.

§ 30
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser VVerordnung
gelten jeweils in mannlicher und weiblicher Form.

§ 31
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt zwei Tage nach der Verkindung in
Kraft. Abweichend von Satz 1 tritt § 2 am 1. Januar 2019
in Kraft.

Erfurt, den 11. Juni 2018

Die Ministerin flr Arbeit, Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie

Heike Werner
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Anlage 1
(zu § 7 Abs. 4)

Bezeichnung der Weiterbildungsstatte

Bescheinigung

tiber die Teilnahme an der Weiterbildung

Name, Vorname

Geburtsdatum Geburtsort

hat im Rahmen der Weiterbildung zum/ zur

nach der Thuringer Verordnung zur Durchflihrung der Weiter- und Fortbildungen des nichtarztlichen
Rettungspersonals das Weiterbildungsmodul / die Weiterbildungsmodule

absolviert.

Die Weiterbildung wurde nicht tber die nach § 6 Abs. 1 oder 2 zulassigen Fehlstunden hinaus un-

terbrochen.

Ort, Datum

Stempel

(Unterschrift der Leitung der Weiterbildungsstatte)



336 Gesetz- und Verordnungsblatt fir den Freistaat Thiringen

Anlage 2
(zu § 8 Abs. 6)

Bezeichnung der Weiterbildungsstatte

Weiterbildungszeugnis

Frau/Herr
geboren am: in:
hat am die Abschlussprifung

in der Weiterbildung zur/zum

bestanden/nicht bestanden.

Ort, Datum

(Siegel)

Vorsitzende/Vorsitzender des Prifungsausschusses
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Anlage 3
(zu§9)

Bezeichnung der ausstellenden Behdrde

Urkunde
tiber die Erlaubnis zur Fiihrung der Weiterbildungsbezeichnung

Frau/Herr

geboren am in

erhalt aufgrund des Thiringer Gesetzes Uber die Weiterbildung in den Fachberufen des
Gesundheits- und Sozialwesens mit Wirkung vom heutigen Tage die Erlaubnis, die Weiterbildungs-
bezeichnung

zu fihren.

Ort, Datum

(Siegel)

(Unterschrift)
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Anlage 4
(zuden §§ 5,7, 13, 15)

Weiterbildung zum Praxisanleiter Lehrrettungswache

Modulbezeichnung Stunden

A. Grundlagen

Modul 1 Leitbild der Unternehmen

1a Grundsatze der Hilfsorganisationen/Unternehmen 3
Modul 2 Organisation und Einsatztaktik

2a Organisation des Rettungsdienstes 3
2b Kommunikationsmittel 2
2c Qualitatsmanagement im Rettungsdienst 4
Modul 3 Fiihrung und Leitung |

3a Fuhrungspersonlichkeit 3
3b Fihrungsaufgabe 3
3c Fuhrungsstile und Fuhrungsverhalten 3
3d Flhrungsgrundsatze, Fiihrungssysteme 4
Modul 4 Betriebswirtschaft

4a Grundlagen 10
4b Ziele und Aufgaben 2
4c Anwendung im Tatigkeitsbereich 3
B. Spezifische Inhalte

Modul 5 Kommunikation und Gesprachsfiihrung

5a Theoretische Grundlagen der Kommunikation 20
5b Gesprachsflihrung/spezielle Gesprachsformen 30
5c Moderation/Prasentation 4
5d Stérungen der Kommunikation 2
Modul 6 Rechtliche Grundlagen

6a Grundlagen einschlagiger Rechtsgebiete 20
6b Rechtliche Fragen des Ausbildungsverhaltnisses 8
6¢ Schulrecht des Landes/Berufsgesetze 2
6d Rahmenausbildungsvertrage 4
Modul 7 Methodik und Didaktik der Anleitung

7a Padagogisch-psychologische und methodisch-didaktische Grundlagen 30
7b Bewerten und Beurteilen 10
7c Methodentraining 10
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Modulbezeichnung Stunden

Modul 8 Flihrung und Leitung Il

8a Grundlagen der Leitungstatigkeit 10

8b Offentlichkeitsarbeit 2

Modul 9 Qualitatssicherung/Qualitdtsmanagement

9a Grundlagen des Qualitatsmanagements 8

Modul 10 Leistungsfeststellung

10a Vorbereitung und Durchfiihrung der Leistungsfeststellung 20

Stundenzahl insgesamt 220
Anlage 5

(zuden §§ 5, 7, 13, 18)

Weiterbildung zum Organisatorischen Leiter

Modulbezeichnung Stunden

A. Grundlagen

Modul 1 Leitbild der Unternehmen

1a Grundsatze der Hilfsorganisationen/Unternehmen 3
Modul 2 Organisation und Einsatztaktik

2a Organisation des Rettungsdienstes 3
2b Kommunikationsmittel 2
2c Qualitdtsmanagement im Rettungsdienst 4
Modul 3 Fiihrung und Leitung |

3a FUhrungspersonlichkeit 3
3b Flihrungsaufgabe 3
3c Flhrungsstile und Fiihrungsverhalten 3
3d FUhrungsgrundsatze, Flihrungssysteme 4
Modul 4 Betriebswirtschaft

4a Grundlagen 10
4b Ziele und Aufgaben 2
4c Anwendung im Tatigkeitsbereich 3
B. Spezifische Inhalte

Modul 5 Kommunikation und Gesprachsfiihrung

5a Theoretische Grundlagen der Kommunikation 4
5b Gesprachsfiihrung/spezielle Gesprachsformen 4
5c Moderation/Prasentation 4
5d Stérungen der Kommunikation 4
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Modulbezeichnung Stunden
Modul 6 Rechtliche Grundlagen
6a Grundlagen einschlagiger Rechtsgebiete 2
6b Spezielle rechtliche Themengebiete 2
Modul 7 Fiihrung und Leitung Il
7a Zusammenarbeit mit Dritten 8
7b Offentlichkeitsarbeit 4
Modul 8 DV 100 Fiihrung und Leitung
8a Allgemeines 2
8b FUhrungsorganisation 2
8c Flhrungsvorgang 2
8d FUhrungsmittel 2
8e Flhrungssimulation 24
Modul 9 Strukturen der Einsatzstelle
9a Taktische Organisation 6
9b Beurteilung Notfallpatienten bei GroRschadenslagen 4
9c Dokumentation 2
9d Besondere Schadenslagen 2
Modul 10 Psychologie
10a Krisenintervention 1
10b Einsatznachsorge 1
Stundenzahl insgesamt 120
Anlage 6

(zu den §§ 5, 7, 13, 21)

Weiterbildung zum Leitstellendisponenten

Modulbezeichnung Stunden

A. Grundlagen

Modul 1 Leitbild der Unternehmen

1a Grundséatze der Hilfsorganisationen/Unternehmen 3
Modul 2 Organisation und Einsatztaktik

2a Organisation des Rettungsdienstes

2b Kommunikationsmittel

2c Qualitdtsmanagement im Rettungsdienst 4
Modul 3 Fihrung und Leitung

3a FUhrungspersonlichkeit 3
3b Fihrungsaufgabe 3
3c Fihrungsstile und Flihrungsverhalten 3
3d FUhrungsgrundsatze, Flihrungssysteme 4
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Modulbezeichnung Stunden
Modul 4 Betriebswirtschaft
4a Grundlagen 10
4b Ziele und Aufgaben
4c Anwendung im Tatigkeitsbereich
B. Anpassungslehrgang fiir Angehérige des feuerwehrtechnischen Dienstes
Modul 5 Rettungsdienst
5a Organisation und rechtliche Einordnung 16
5b Fahrzeuge und Gerate 16
5c Einsatzabwicklung 8
5d Notfallmedizin 24
5e besondere Lagen 16
5f Praxis (beispielsweise in Gruppen) 16
5g Lehrgangsorganisation 9
B. Anpassungslehrgang fiir Notfallsanitdter beziehungsweise Rettungsassistenten
Modul 5 Feuerwehr
5a Organisation und rechtliche Einordnung 24
5b Fahrzeuge und Gerate 28
5c Einsatzlehre 40
5d ABC-Gefahrenabwehr 40
5e vorbeugender Brand- und Gefahrenschutz 24
5f Flhrung 32
5g besondere Lagen 14
5h Lehrgangsorganisation 8
C. Spezifische Inhalte
Modul 6 Notrufabfrage und spezielle Gesprachsfiihrung
6a Grundlage der Kommunikation am Telefon 4
6b Differentialdiagnostische Algorithmen 16
6¢c Psychologie der Gesprachsfiihrung 12
6d Telefonisch vermittelte NotfallmalRnahmen, insbesondere Telefonreanimation 16
Modul 7 Rechtliche Grundlagen
7a Grundlagen einschlagiger Rechtsgebiete
7b Spezielle rechtliche Themengebiete 2
Modul 8 Einsatztaktik und Einsatzbearbeitung
8a Einsatzplane und Informationsquellen 8
8b Alarm- und Ausrickeordnungen 4
8c Zusammenarbeit mit Dritten 8
8d Offentlichkeitsarbeit 2
8e Krisenmanagement 8
8f Betriebswirtschaftliche Aspekte der Einsatztaktik 6
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Modulbezeichnung Stunden
Modul 9 Strukturen der Gefahrenabwehr 8
Modul 10 Fernmeldetechnik und Fernmeldetaktik 8
Modul 11 Anwendung der Leitstellensoftware 8
Modul 12 Personalmanagement bei besonderen Schadenslagen 8
Stundenzahl insgesamt

fir Angehorige des feuerwehrtechnischen Dienstes 265
fuir Notfallsanitater beziehungsweise Rettungsassistenten 370



Christian Schröder


